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Sofortprogramm zum Erhalt regionaler Lebensmittelversorgung 
 

Jetzt Landwirtschaft in der Krise unterstützen – Resilienz und Wettbewerbsfähigkeit der Land- und 
Forstwirtschaft dauerhaft stärken 

 
 

Forderungen und Positionen der Präsidentenkonferenz des Bayerischen Bauernverbandes  
 

 
Die Landwirtschaft braucht jetzt schnelle Unterstützung – und bessere Rahmenbedingungen für die Zukunft. 
Hitze, Trockenheit und regionale Ertragsausfälle treffen die Landwirtschaft im Jahr 2026 auf breiter Front. 
Gleichzeitig belasten die Betriebe hohe Energie- und Düngerkosten, gestiegene Produktionskosten und 
teilweise massive Einbrüche bei den Erzeugerpreisen. Besonders angespannt ist die Situation vor allem in 
der Schweinehaltung, im Ackerbau, bei Betrieben mit Raufutterfressern und Betrieben mit arbeitsintensiven 
Sonderkulturen. 
 
Die aktuelle Krise macht zugleich deutlich: Landwirtschaft braucht mehr als nur kurzfristige Hilfe. Sie braucht 
verlässliche Instrumente, mit denen Wetter- und Marktrisiken künftig besser abgefedert werden können. Dazu 
gehören bessere Möglichkeiten zur Eigenvorsorge, eine stärkere Absicherung gegen Extremwetter, stabile 
Absatzmärkte, wettbewerbsfähige Produktionsbedingungen sowie eine konsequente Ausrichtung von 
Forschung und Innovation auf die Praxis. 
 
Der Bayerische Bauernverband fordert deshalb  

• ein Sofortprogramm 2026 zum Erhalt der regionalen Lebensmittelerzeugung und zugleich  

• ein Programm für mehr Resilienz und Wettbewerbsfähigkeit der regionalen Land- und 
Forstwirtschaft.  

 
 

SOFORTPROGRAMM 2026 
 

Die aktuelle Krisensituation betrifft die Breite der bayerischen Landwirtschaft mit ihren unterschiedlichen 
Betriebszweigen. Deshalb braucht es zunächst Maßnahmen, die schnell und möglichst allen 
landwirtschaftlichen Betrieben zugutekommen: „Die Bundesregierung muss jetzt handeln und die Bayerische 
Staatsregierung muss diese Anliegen unterstützen.“ 
 

I.  500 Millionen Euro für schnelle und unbürokratische Entlastung aller Betriebe 
 

Die Landwirtschaft braucht jetzt eine breit wirkende, schnelle und unbürokratische Unterstützung. 
Statt komplizierter Einzelprogramme muss die Hilfe möglichst direkt bei allen Betrieben ankommen. 
 
Der Bayerische Bauernverband fordert deshalb einen Zuschuss von insgesamt 500 Millionen Euro 
an die landwirtschaftliche Unfallversicherung innerhalb der SVLFG. Das Gesamtvolumen soll sich 
zusammensetzen aus: 
• 60 Mio. Euro EU-Mittel aus dem EU-Hilfspaket angesichts der Auswirkungen der Nahostkrise,  
• 120 Mio. Euro an nationaler Aufstockung ergänzend zu den EU-Mitteln und  
• ergänzend 320 Mio. Euro zusätzlichen Bundesmitteln als Nothilfe.  

 
Die Mittel sollen gezielt der landwirtschaftlichen Unfallversicherung zugeordnet und als Zuschuss 
zur Beitragssenkung eingesetzt werden. Dadurch entsteht eine schnelle, unmittelbar wirksame und 
unbürokratische Kostenentlastung für alle landwirtschaftlichen Betriebe. 
Der besondere Vorteil dieses Weges: Die Unterstützung muss nicht über ein neues, kompliziertes 
Antragsverfahren verteilt werden. Sie kann unmittelbar über einen reduzierten Beitrag zur 
landwirtschaftlichen Unfallversicherung bei den Betrieben ankommen. 
Gerade in einer Krise, die die Landwirtschaft insgesamt betrifft, ist eine breite Entlastung aller 
Betriebe der wirksamste und einfachste Ansatz. 
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II.  Agrardieselvergütung: Voller Entlastungssatz von 21,48 Cent je Liter für 2025  
 

Die massiv gestiegenen Kraftstoffkosten vor allem infolge der Nahostkrise belasten die 
landwirtschaftlichen Betriebe unmittelbar. Die bereits politisch zugesagte Rückkehr zur 
vollständigen Agrardieselentlastung muss deshalb auch für den Verbrauch des Jahres 2025 
wirksam werden. 
 
Der Bayerische Bauernverband fordert: 
• den vollen Entlastungssatz von 21,48 Cent je Liter bereits bei der Antragstellung 2026 für den 

Verbrauchvon Agrardiesel im Jahr 2025 zu gewähren;  
• darüber hinaus kurzfristig weitere Entlastungen bei den Kraftstoffkosten für land- und forstwirt-

schaftliche Betriebe zu schaffen, z.B. Energiesteuerbefreiung von Biokraftstoffen und HVO.  
 

III.  Teil der GAP-Zahlungen bereits bis Mitte Oktober – Rest noch 2026 auszahlen 
 

Über die Auszahlung der den Landwirtschaftsbetrieben zustehenden Unterstützungszahlungen der 
EU-Agrarpolitik (GAP) wird die Liquidität der Betriebe gestärkt. 
 
Der Bayerische Bauernverband fordert: 
• eine umfassende Vorauszahlung bei den GAP-Direktzahlungen bis Mitte Oktober 2026;  

dafür nötige Ausnahmen bei Vorabkontrollen und Auszahlungsvoraussetzungen zu ermögli-
chen;  

• Auszahlung aller verbleibenden, flächenbezogenen GAP-Zahlungen im Dezember 2026.  
 
Die vollständige Auszahlung der flächenbezogenen GAP-Zahlungen bis zum Ende des 
Antragsjahres ist gerade in einem wirtschaftlich schwierigen Jahr ein wichtiger Liquiditätsbaustein 
für die Betriebe. 

 
 

IV.  Risikoausgleichsrücklage jetzt schnell einführen – sofort wirksam machen 
 

Die aktuelle Krise zeigt, wie wichtig es ist, dass landwirtschaftliche Betriebe Einkommens-
schwankungen aus eigener Kraft abfedern und in wirtschaftlich schwierigeren Jahren auf eine 
steuerlich anerkannte Vorsorge zurückgreifen können. 
 
Der BBV fordert deshalb die schnelle Einführung der steuerfreien Risikoausgleichsrücklage. 
Entscheidend ist dabei: 
• Die Rücklage muss bei ihrer Einführung sofort wirksam werden können und deshalb auch für 

die Steuerjahre 2024 und 2025 gebildet werden können.  
• Damit wird ermöglicht, bereits bei der Einführung vorhandene betriebliche Vorsorge steuerlich 

wirksam für die Bewältigung des Krisenjahres 2026 einzusetzen.  
• Die Bildung der Rücklage muss einfach, unbürokratisch und praxistauglich möglich sein.  
• Steuerliche Belastungen im Krisenjahr 2026 müssen verringert oder möglichst vermieden 

werden.  
Die Einbeziehung der vergangenen Steuerjahre ist keine nachträgliche staatliche Krisenhilfe für 
vermeintlich besonders ertragreiche Betriebe. Sie ist vielmehr Voraussetzung dafür, dass die 
Risikoausgleichsrücklage unmittelbar bei Einführung als Instrument der Eigenvorsorge wirken kann. 
 

Die Risikoausgleichsrücklage muss damit zu einem dauerhaften Instrument zur Stärkung der 
Eigenvorsorge und Krisenfestigkeit der Landwirtschaft werden. 

 
 

Weitere sofort wirksame Maßnahmen zur Liquiditätshilfe ermöglichen! 
 

Viele Betriebe benötigen in der momentanen Situation vor allem Liquidität, um die Krise überbrücken 
und finanziell überstehen zu können. Neben den vier prioritären Maßnahmen müssen deshalb weitere 
Instrumente genutzt werden 
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Möglichst zinsfreie Rentenbank-Darlehen 
 

Der BBV fordert zusätzlich: 
• möglichst zinsfreie Liquiditätsdarlehen der Landwirtschaftlichen Rentenbank;  
• eine einfache und schnelle Antragstellung;  
• möglichst lange Laufzeiten und angemessene Tilgungsregelungen;  
• eine Ausgestaltung, die auch Betrieben mit aktuell schwächerer Ertragslage den Zugang ermög-

licht.  
Damit können Betriebe notwendige Betriebsmittel finanzieren, Liquiditätsengpässe überbrücken und 
ihre Produktion stabil halten, ohne unmittelbar Betriebsvermögen oder Zukunftsinvestitionen aufgeben 
zu müssen. 
 

Steuerliche Liquiditätshilfen ermöglichen 
 

Auch steuerliche Belastungen müssen kurzfristig an die außergewöhnliche Krisensituation angepasst 
werden. Die erforderlichen Maßnahmen gehen über die Möglichkeiten hinaus, die Bayern allein 
gewähren kann. 
 

Der BBV fordert deshalb: 
• zinslose Stundung fälliger Steuerzahlungen ermöglichen;  
• Steuervorauszahlungen kurzfristig an die tatsächliche Ertragslage anpassen;  
• bei krisenbedingter Liquiditätsnot von Vollstreckungsmaßnahmen absehen.  

 
Bund und Länder müssen hier über bereits bestehende beziehungsweise in Bayern mögliche 
Maßnahmen hinaus zusätzliche Handlungsmöglichkeiten schaffen. 
 

 

MEHR RESILIENZ, STABILITÄT UND WETTBEWERBSFÄHIGKEIT  
FÜR DIE REGIONALE LAND- UND FORSTWIRTSCHAFT 

 
Die Land- und Forstwirtschaft Bayerns braucht wirtschaftliche Planbarkeit, Verlässlichkeit und zukunftsfähige 
Rahmenbedingungen.  
 
Um die Land- und Forstwirtschaft dauerhaft widerstandsfähiger gegenüber Wetter-, Markt- und Kostenrisiken 
zu machen, müssen Maßnahmen kurz-, mittel- und langfristig wirksam werden.  
 
Deshalb richtet der Bayerische Bauernverband zum Beispiel die nachfolgenden Positionen und Anliegen an 
die Politik auf Landes-, Bundes- und EU-Ebene.  
 

1.  Wetterrisiken besser absichern 
 
Extremwetterereignisse werden für die Landwirtschaft zu einem immer größeren wirtschaftlichen Risiko. Die 
Betriebe brauchen deshalb bessere Möglichkeiten, Ernte- und Einkommensausfälle abzusichern. 

 

Mehrgefahrenversicherung stärken 
Der BBV fordert: 
• eine deutlich stärkere staatliche Unterstützung der Mehrgefahrenversicherung;  
• dauerhaft verlässliche und ausreichende Zuschüsse zu den Versicherungsprämien;  
• eine Ausweitung der Absicherung auf weitere Kulturen und Risiken;  
• eine starke und einheitliche Förderung, die diese Absicherung bezahlbar macht;  
• auch Gemüse und weitere Sonderkulturen angemessen einzubeziehen.  

Die Mehrgefahrenversicherung muss zu einem tragfähigen Bestandteil des betrieblichen 
Risikomanagements werden. 
 

Bewässerung und Wassermanagement verbessern 

Der BBV fordert: 
• schnellere und rechtssichere Genehmigungen für Bewässerungsanlagen.  
• mehrjährige Betrachtung von Wasserbedarf und Wasserdargebot.  
• Ausbau gemeinschaftlicher Speicher- und Bewässerungsinfrastruktur.  
• Wasserrückhalt und Grundwasserneubildung in der Fläche stärken.  
• Effiziente Bewässerungsverfahren fördern.  
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2.  Eigenvorsorge steuerlich stärken und Einkommen glätten 
 
Neben der Risikoausgleichsrücklage braucht es weitere Instrumente, die die starken Schwankungen 
landwirtschaftlicher Einkommen abfedern. 

 
Tarifglättung verlängern und verstetigen 
Der BBV fordert: 
• Tarifglättung (§ 32c EStG) über den bisherigen Zeitraum hinaus verlängern.  
• Anschließend als dauerhaftes Instrument für die stark schwankenden landwirtschaftlichen 

Einkommen verstetigen.  
 
 

3.  Regionale Absatzmärkte und Wertschöpfung stärken 
 
Die Stärkung regionaler Absatzmärkte ist eine konkrete Unterstützung für Bayerns Landwirtschaft. Sie schafft 
zusätzliche und verlässliche Nachfrage, verbessert die Wertschöpfung der landwirtschaftlichen Betriebe und 
stärkt zugleich die Versorgungssicherheit mit heimischen Lebensmitteln. Vorhandene Absatzpotenziale 
müssen deshalb konsequent genutzt und ausgebaut werden. 

 

Mehr Regionalität in der Außer-Haus-Verpflegung 
Beim Einsatz regionaler und heimischer Lebensmittel in der Gemeinschaftsverpflegung gibt es 
erhebliches Potenzial. 
 
Der BBV fordert: 
• den Ministerratsbeschluss zur Stärkung regionaler Lebensmittel aus dem Januar 2020 konsequent 

umzusetzen;  
• für staatliche Kantinen nicht nur Zielwerte zu „erreichen“, sondern den Einsatz regionaler 

Lebensmittel dauerhaft zu sichern und weiterzuentwickeln;  
• den nächsten Schritt in Schulen, Kitas, Krankenhäusern, Senioren- und Pflegeeinrichtungen sowie 

kommunalen Einrichtungen zu gehen;  
• geeignete Rahmenbedingungen und Anreize für regionale Beschaffung zu schaffen.  

 
Gerade die öffentliche Gemeinschaftsverpflegung kann damit zu einem verlässlichen Absatzmarkt für 
heimische Lebensmittel und zu einem wichtigen Baustein regionaler Wertschöpfungsketten werden. 
 
Auch Gastronomie und Verbraucher sind aufgerufen, aus Verantwortung und Solidarität mit der 
Landwirtschaft beim Einkauf und Verzehr stärker auf regionale Produkte zu setzen. 
 

Regionale Lieferketten und Logistik stärken 
Der BBV fordert: 
• Aufbau regionaler Liefer- und Vermarktungsstrukturen gezielt fördern.  
• Kleineren landwirtschaftlichen Betrieben bessere Möglichkeiten zur Bündelung, Lagerung, 

Kühlung und Belieferung von Großverbrauchern geben.  
• Regionale Vermarktungsplattformen und Kooperationen stärken.  

 

Verarbeitung und Schlachtung in Bayern sichern 
Regionale Landwirtschaft braucht regionale Verarbeitungsstrukturen. 
Deshalb fordert der BBV: 
• bayerische Molkereien, Mühlen, Metzgereien und Schlachtstätten sichern;  
• Investitionen in regionale Verarbeitung erleichtern;  
• regionale Wertschöpfungsketten gezielt fördern;  
• Verarbeitungskapazitäten in Bayern erhalten und ausbauen.  

 

Herkunft klar kennzeichnen 
Verbraucher müssen auf einen Blick erkennen können, woher Lebensmittel stammen. 
Der BBV fordert deshalb: 
• eine verständliche und verlässliche Herkunftskennzeichnung;  
• eine Ausweitung der Herkunftskennzeichnung auf Primärzutaten verarbeiteter Lebensmittel;  
• eine klare Herkunftskennzeichnung auch in der Außer-Haus-Verpflegung;  
• die Kennzeichnungssysteme für bayerische Produkte weiter zu stärken.  
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4.  Energie- und Kraftstoffkosten wettbewerbsfähig gestalten 
 
Land- und Forstwirtschaft sind auf bezahlbare Energie und Kraftstoffe angewiesen. 

 
Der BBV fordert: 
• Aussetzung der CO₂-Bepreisung auf Energie und Diesel für Land- und Forstwirtschaft;  
• spürbare Entlastung bei den Energiekosten vor allem bei Diesel und Gas;  
• Befreiung der Land- und Forstwirtschaft von der Energiesteuer für Biokraftstoffe, HVO und andere 

nicht-fossile Kraftstoffe, wie im Koalitionsvertrag bereits verankert;  
• Ausbau der regionalen und dezentralen Energieversorgung;  
• Rahmenbedingungen für Biogas verbessern und bestehende Anlagen langfristig absichern.  

 
 

5.  Düngemittelversorgung sichern und Nährstoffkreisläufe schließen 
 
Eine wettbewerbsfähige Landwirtschaft braucht bezahlbare und verlässlich verfügbare Nährstoffe. 
 

Der BBV fordert: 
• EU-Zölle und Abgaben auf Düngemittel aussetzen;  
• heimische und europäische Düngemittelproduktion stärken;  
• verfügbare Gasmengen gezielt für die europäische Düngemittelproduktion nutzen;  
• effiziente Nutzung organischer Dünger und bedarfsgerechte Nährstoffversorgung stärken;  
• neue Rohstoffquellen erschließen, beispielsweise durch die Gewinnung reiner Nährstoffe aus 

Abwässern;  
• geschlossene regionale Nährstoffkreisläufe stärken.  

 
 

6.  Praxisgerechte Bewirtschaftung statt zusätzlicher Bürokratie 
 
Gerade in Krisenjahren müssen landwirtschaftliche Betriebe flexibel auf Witterung und betriebliche 
Bedingungen reagieren können. 
 

Für das Jahr 2026 fordert der BBV deshalb insbesondere: 
• Ausnahmemöglichkeiten wegen Trockenheit und Dürre von Düngeregeln, zum Beispiel 

Verpflichtung zur Ansaat von Zwischenfrüchten, wenn bereits Gülle gefahren wurde;  
• Ausnahmemöglichkeiten wegen Trockenheit und Dürre bei GLÖZ 6 Mindestbodenbedeckung;  
• Ausnahmemöglichkeiten wegen Trockenheit und Dürre bei GLÖZ 7 Fruchtwechsel.  

Die Aussaat von Zwischenfrüchten in ausgetrockneten Boden ist regional unter den aktuellen Bedingungen 
vielfach nicht erfolgversprechend und verursacht zusätzliche Kosten. Die Bewirtschaftung muss deshalb den 
tatsächlichen Witterungs- und Bodenbedingungen Rechnung tragen können. 
Grundsätzlich gilt: Regelungen müssen praxistauglich sein und dürfen in Krisenjahren nicht zu zusätzlichen 
wirtschaftlichen Belastungen führen, ohne einen entsprechenden Nutzen zu erzeugen. 
 
 

7.  Angewandte Forschung stärker auf die Landwirtschaft ausrichten 
 
Die Landwirtschaft wird sich auf zunehmende Wetter- und Marktrisiken einstellen müssen. Dafür braucht sie 
praxistaugliche Lösungen. Der BBV fordert deshalb eine stärkere angewandte Forschung mit unmittelbarem 
Nutzen für die landwirtschaftliche Praxis. 
 

Schwerpunkte müssen aus Sicht des BBV dabei insbesondere sein: 
• klimaangepasste und wirtschaftliche Verfahren im Ackerbau;  
• effizienter Umgang mit Wasser und Nährstoffen;  
• neue Produktionsverfahren für zunehmende Wetterrisiken;  
• alternative Futtermittel und Lösungen für die Tierfütterung;  
• neue Verfahren zur Gewinnung und Nutzung von Nährstoffen;  
• Digitalisierung und Präzisionslandwirtschaft;  
• praxisnaher Wissenstransfer von Forschung in die Betriebe.  

Forschung darf nicht bei wissenschaftlichen Erkenntnissen stehen bleiben. Entscheidend ist, dass daraus 
Lösungen entstehen, die auf den Betrieben funktionieren und wirtschaftlich tragfähig sind. 
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8. Regionale Schweinehaltung stabilisieren und erhalten 

 
Die Schweinehaltung steht neben der allgemeinen Kostenbelastung unter erheblichem Markt- und 
Anpassungsdruck. 
 

Der BBV fordert: 
• Verschiebung der Fristen zum Umbau des Deck- und Abferkelzentrums und Anpassung der 

nationalen Regelungen ans EU-Recht 
• günstige Liquiditätsdarlehen und verlässliche Finanzierungsmöglichkeiten;  
• ein einfaches und attraktives Förderprogramm für notwendige Investitionen;  
• verlässliche Rahmenbedingungen für Umbauten und höhere Tierwohlanforderungen;  
• Verschiebung der Fristen zum Umbau des Deck- und Abferkelzentrums sowie praxisgerechte und 

ausreichende Übergangsfristen insbesondere bei den Anforderungen an Deckzentrum und 
Abferkelbuchten;  

• Anpassung der nationalen Regelungen zur Sauen- und Schweinehaltung ans EU-Recht  
• praxistaugliche Einführung des Marktmodells der Initiative Tierwohl mit ausreichender Planungs- 

und Investitionssicherheit für die Betriebe;  
• Drittlandsmärkte, insbesondere China und Japan, durch Regionalisierungsabkommen der 

Bundesregierung wieder öffnen.  
 
 

9.  Sonderkulturen als besonders risikobehafteten Produktionsbereich stärken 

 
Obst, Gemüse, Wein und andere Sonderkulturen sind in besonderem Maß von Wetterrisiken, hohen 
Arbeitskosten und begrenzten Möglichkeiten zur Weitergabe gestiegener Kosten betroffen. 
 

Saisonarbeit sichern 
Der BBV fordert: 
• 20 Prozent Abschlag auf den gesetzlichen Mindestlohn für Saisonarbeitskräfte bei einer 

Untergrenze von 12,82 Euro;  
• kurzfristige Beschäftigung rechtssicher und praxistauglich gestalten;  
• praxisferne Prüfung der Berufsmäßigkeit abschaffen;  
• Zugang zu Saisonarbeitskräften aus Drittstaaten vereinfachen.  

 

Pflanzenschutz sichern 
Der BBV fordert: 
• wirksame Pflanzenschutzlösungen erhalten;  
• Bekämpfungslücken schließen;  
• Abhängigkeit von Notfallzulassungen verringern;  
• Zulassungsverfahren beschleunigen;  
• zonale Anerkennung stärken;  
• nationale Sonderwege abbauen.  

 

Wetterrisiken absichern 
Der BBV fordert: 
• Sonderkulturen angemessen in staatliche Hilfen bei außergewöhnlichen Extremwetterereignissen 

einbeziehen;  
• Ertrags- und Qualitätsverluste berücksichtigen;  
• Mehrgefahrenversicherung auch für Gemüse und weitere Sonderkulturen ermöglichen;  
• staatliche Förderung der Versicherung bundesweit einheitlich, verlässlich und bezahlbar gestalten.  

 
 

10.  Freistellung der Land- und Forstwirtschaft vom Wassercent und   
Stärkung des Wasserhaushalts 

 
Der seit Juli 2026 geltende Wassercent von 10 Cent je Kubikmeter belastet land- und forstwirtschaftliche 
Betriebe, ohne eine echte Lenkungswirkung zu entfalten. In der Tierhaltung lässt sich der Wasserverbrauch 
kaum steuern: Tiere müssen unabhängig vom Wasserpreis zuverlässig versorgt werden. Hinzu kommt, dass 
Betriebe am öffentlichen Wassernetz keinen eigenen Freibetrag haben. Auch in bewässerungsintensiven 
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Sonderkulturen kann der Wassereinsatz nicht beliebig reduziert werden, ohne Ertrag und Qualität der 
heimischen Lebensmittel zu gefährden. 
 

Der BBV fordert: 
• Angesichts des erheblichen Beitrags der Land- und Forstwirtschaft zur Grundwasserneubildung 

sind die Land- und Forstwirtschaft vom Wassercent vollständig freizustellen. 
• Daneben sind die Einnahmen vollständig, zweckgebunden und zusätzlich für Maßnahmen 

einzusetzen, die Wasserhaushalt und nachhaltige Wassernutzung stärken: 
o Wasserrückhalt und Grundwasserneubildung in der Fläche;  
o effiziente Bewässerung;  
o gemeinschaftliche Speicher- und Bewässerungsinfrastruktur;  
o Maßnahmen zur Anpassung an zunehmende Trockenperioden. 

Dafür sind verlässliche und dauerhaft verfügbare Mittel notwendig. 
 
 

11.  EU-Agrarpolitik einkommenswirksamer ausgestalten und   
  verlässlich finanzieren 
 
Die Gemeinsame Agrarpolitik der EU (GAP) bleibt ein zentraler Baustein für die Stabilität und Resilienz der 
europäischen Landwirtschaft. 
 

Der BBV fordert deshalb: 
• ab 2028 mindestens 500 Mrd. Euro für die GAP in den nächsten sieben Jahren;  
• eine starke erste Säule mit verlässlichen Direktzahlungen und einer klaren 

Einkommenswirksamkeit für die landwirtschaftlichen Betriebe;  
• ausreichend Mittel für Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen;  
• Planungssicherheit über den gesamten Förderzeitraum;  
• keine Umschichtung zulasten der landwirtschaftlichen Einkommen;  
• eine GAP, die wirtschaftliche Stabilität, Versorgungssicherheit, Umweltleistungen und 

Krisenvorsorge miteinander verbindet.  
 
Die GAP muss den Betrieben ermöglichen, in Zukunftsfähigkeit und Resilienz zu investieren, statt ihre 
wirtschaftliche Grundlage durch immer neue Auflagen und Kürzungen zu schwächen. 

 

 

12.  Grünlandbewirtschaftung und Feldfutterbau stärken 
 
Eine verlässliche Grundfutterversorgung ist ein wichtiger Baustein für die Stabilität insbesondere der rinder-
haltenden Betriebe. Deshalb muss die Bewirtschaftung von Grünland und der Feldfutterbau gestärkt wer-
den. Die Bewirtschaftung muss sich zugleich besser an veränderte klimatische Bedingungen anpassen kön-
nen. Wo Dauergrünland unter den veränderten Standort- und Witterungsbedingungen nicht mehr sinnvoll 
bewirtschaftbar ist, braucht es einfache und umfassende Möglichkeiten zur Umwandlung und alternativen 
Flächenbewirtschaftung. Nur so können Betriebe auf veränderte Vegetationsbedingungen reagieren und die 
Bewirtschaftung an die tatsächlichen Standortbedingungen anpassen. 
 

Der BBV fordert deshalb: 

• das generelle Grünlandumbruchverbot deutlich zu lockern und eine standortangepasste Um-
wandlung beziehungsweise eine Neuansaat zu ermöglichen; 

• einfache und umfassende Möglichkeiten zur Umwandlung und alternativen Flächenbewirtschaf-
tung für Betriebe, bei denen Dauergrünland aufgrund veränderter klimatischer Bedingungen 
nicht mehr wirtschaftlich und nachhaltig bewirtschaftbar ist; 

• die Bewirtschaftung von Grünland und den Feldfutterbau insgesamt zu stärken; 

• die heimische Grundfuttererzeugung zu sichern und die Betriebe widerstandsfähiger gegenüber 
witterungsbedingten Ertragsschwankungen zu machen. 

 
Eine Anpassung des Grünlandmanagements an den Klimawandel muss möglich sein, wenn bestehende Be-
wirtschaftungsformen unter veränderten Bedingungen nicht mehr funktionieren. 

 
--------------------------------------------- 


